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Bonn, den 31. Oktober 1958 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Einheitliche Prozeßordnung 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
— Drucksache 565 — 

Im Einvernehmen mit den Herren Bundesministern des Innern, 
der Finanzen und für Arbeit und Sozialordnung beantworte 
ich die Kleine Anfrage der Fraktion der FDP wie folgt: 

Die Kleine Anfrage knüpft an den Beschluß des Bundestages 
vom 29. November 1956 an, mit dem die Bundesregierung 
aufgefordert wurde, den Entwurf einer Prozeßordnung vorzu- 
legen, die das Verfahren vor den ordentlichen Gerichten 
— mit Ausnahme des Strafverfahrens und des Verfahrens in 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit — , den Arbeits- 
gerichten, den Verwaltungsgerichten, den Sozialgerichten und 
den Finanzgerichten unter Wahrung der Besonderheiten der 
einzelnen Verfahrensarten vereinheitlicht. 

Bei der Beratung über diesen Beschluß hat die Bundesregie- 
rung erklärt, auch sie halte eine möglichst weitgehende Ver- 
einheitlichung des Verfahrensrechts für geboten. In welchem 
Umfange das erreicht werden könne, werde sich abschließend 
aber erst prüfen lassen, wenn für alle Zweige der Gerichts- 
barkeit das Verfahren bundeseinheitlich geregelt sei. Auch 
der Rechtsausschuß hat durch seinen Berichterstatter zum 
Ausdruck bringen lassen, die Zustimmung zu dem Beschluß 
solle keinen Einfluß auf die laufenden Gesetzgebungsarbeiten 
haben. Bei diesen laufenden Gesetzgebungsarbeiten handelte 
es sich in erster Linie um den Entwurf der Verwaltungs- 
gerichtsordnung und den Entwurf des Gesetzes zur Neuord- 
nung der Finanzgerichtsbarkeit (Finanzgerichtsordnung). 

Der 2. Deutsche Bundestag hat die Verwaltungsgerichtsordnung 
und die Finanzgerichtsordnung nicht mehr verabschieden 
können. Daher liegt auch in der 3. Wahlperiode das Schwer- 
gewicht der Arbeit der hier beteiligten Bundesressorts zu- 
nächst auf der Vereinheitlichung des Verfahrensrechts für die 


Druck: Buciidruckerei Peter Meier, Buisdorf/Siegburg 
Alleinvertrieb : Dr. Hans Heger, 

Bad Godesberg, Goethestraße 54. Telefon 35 51 



Drucksache 611 Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 

Verwaltungsgerichtsbarkeit. Wann die Probleme einer ein- 
heitlichen Prozeßordnung nachdrücklich untersucht werden 
können, hängt nicht nur von dem Abschluß dieser Arbeiten 
ab, sondern auch davon, ob in den beteiligten Bundesressorts, 
besonders im Bundesjustizministerium, genügend Kräfte zur 
Verfügung gestellt werden können. Die weitere Arbeit an 
der Verwaltungsgerichts- und an der Finanzgerichtsordnung 
hat aber bereits neues wertvolles Material zur Frage der 
einheitlichen Prozeßordnung erbracht. 

Schäffer 
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